
Bundessozialgericht

é„Z‚°‚=-.& 31353129.

I m N a m e n d e 5 V o l k e 3

U r t e i l

Zugestellt am ' " - «17” Dezember 1971 in oem Rechtsstreit

no oooooooooooooooooooooo o ooooooooooooooooooooooooooooo .,

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: „.o..„...„..„.„..„.„.„..„„‚„„...,

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat am 25„ November

497? ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident Dr„ M a i s c h

— Vorsitzender —‚
Bundesrichtar Dr° Schwankhart‚

Bundesrichter Dr° S c h m i t t „
Bundessozialrichter Dr„ Hirschmann und

Bundessozialrichter H ö n l e

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Hamburg vom 28° Januar 1970 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

cheidung an das Berufungsgericht zurückverwieseno
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Der Kläger wendet sich dagegen, daß auf seine Ausgleichs—

“rente die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der gesetzli—

chen Rentenversicherung sowie das Ruhegéld
aus der zusätz-

lichen Altersversorgung für Arbeiter und Angestellte der

Freien und Hansestadt Hamburg angerechnet und eine Über—

zahlung von angeblich 7„596,— DM eingezogen worden ist° Die

Anrechnung ist durch die angefochtenen Bescheide vom
' 45„ Oktober 4965‚ ergänzt durch den Bescheid vom 220 De—

zember 4964 (Rente wegen Erwerbsunfähigkeit), und vom
29„ September 4965 (Ruhegeld) erfolgt, wodurch zugleich

der Kläger verpflichtet wurde, überzahlte Ausgleichsrente

zurückzuzahlen° Diese Überzahlung ist der Beklagten von

der Landesversicherungsanstalt Hamburg sowie von der Ver—

sorgungsgtcllc. der Stadt Hamburg erstattet worden° Ferner

erstrebt der Kläger die Erhöhung seiner Minderung der Er—

werbsfähigkeit KMdE) von 90 V„Ho auf 400 VOH„; Schließlich

‚begehrt er die Erhöhung und rückwirkende Gewährung des Be—

rufsschadensausgleichs (ab 4„ Juni 4960), der ihm durch Be—

scheid vom 24„ September 4966 für die Zeit ab 4° Januar 4964

gewährt wird° Daß die Beklagte über die vom Kläger gegen

die genannten Bescheide — ausgenommen den vom 220 Dezember

4964 — rechtzeitig eingelegten Wider3prüche entschieden

hätte‚ ist nicht ersichtlich°

Das Landessozialgericht (LSG) Hamburg hat durch Urteil vom
280 Januar 4970, das nach Lage der Akten ergangen ist‚ die

rechtzeitig eingelegten Berufungen des Klägers gegen die

drei klageabweisenden Urteile des Sozialgerichts (SG) Ham—

burg vom 24„ Oktober 4969 zurückgewiesen° Sachlich über—

prüft hat es die Frage der Anrechnung des Sonstigen Ein»

kommens durch die Bescheide vom 22„ Dezember 4964 und vom
29° September 4965„ Soweit sich der Kläger gegen die in dem
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Bescheid vom 22° Dezember 4964 enthaltene Neufeststellung

der Ausgleichsrente 399993, hat das LSG die Berufung nach

S 448 Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als unzulässig

verworfen° In dem gegen den Bescheid vom 45; Oktober 4965

gerichteten Verfahren hat es die Klage insbesondere mangels

Widerspruchsverfahrens für unzulässig gehalten„ Hinsicht—

lich des Antrags auf Erhöhung der MdB hat das LSG im Tat—

bestand festgestellt, daß dieser Anspruch früher bereits

rechtskräftig abgewiesen worden sei„ Zu diesem Anspruch

und zu den weiteren An5prüchen hat es außerdem ausgeführt:

Der Kläger begehre nach dem Inhalt seiner Schriftsätze die
Überprüfung aller seiner Versorgungsbezüge für die Ver—

gangenheit im Zugunstenweg ohne Rücksicht darauf? ob über

sie bereits richterlich entschieden worden sei oder nicht°

Über diese Ansprüche‚ insbesondere auch über den Berufs—

schadensausgleich habe der Senat in diesem Verfahren nicht

zu entscheiden‚ weil zunächst die Beklagte — sobald ihr
die Akten des Klägers trotz der Vielzahl seiner Prozesse

wieder zur Verfügung stünden — eine Überprüfung der bean—

tragten Zugunstenregelung vornehmen und dem Kläger hierüber

einen Bescheid erteilen müsse, gegen den die Klage vor dem
SG zulässig sei„

Hinsichtlich der Entscheidung aufgrund der Aktenlage hat

das LSG ausgeführt: Für die von dem Kläger beantragte Ver—

tagung des zur E_tscheidung reifen Rechtsstreits habe der

Senat keine Veranlassung gesehen° Zwar habe der Kläger am

Sitzungstage (28„ Januar 4970) durch seine Ehefrau dem
Gericht einen schriftlichen Vertagungsantrag aus Gesund-

heitsgründen‚ verbunden mit einer ärztlichen Bescheinigung

vom 6° Dezember 4969 über die Ergebnisse einer Untersuchung

des Klägers am 20 und 4„ Dezember 4969 vorlegen lassen„ Die—

ses Attest habe der Senat nicht als Entschuldigung für das

Fernbleiben des Klägers im Termin vom 280 Januar 4970 an—

gesehen, zumal die Ehefrau des Klägers dem Gericht im Ter—
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min erklärt habe, daß am Sitzungstage ärztliche Hilfe noch

nicht in Anspruch genommen worden sei° Der Senat habe des-
halb aufgrund der vom Beklagten beantragten Entscheidung

nach Aktenlage den Rechtsstreit noch am Schluß der Sitzung

am 28„ Januar 4970 entschieden, zumal der Kläger von seinem

Anspruch auf rechtliches Gehör schriftlich sehr ergiebig

Gebrauch gemacht habe° Das erst nach der Entscheidung am
29? Januar 4970 bei Gericht eingegangene Attest der Haus—

ärztin des Klägers! habe deshalb bei der Entscheidung nicht

mehr berücksichtigt werden können°

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt der_Kläger ua° die

Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (% 62 SGG)°

Die Ausführungen des LSG hätten nicht zur Ablehnung seines

Vertagungsantregs ausgereicht° Dem Gericht sei aufgrund des

Attestes vom 6° Dezember 4969 bekannt gewesen, daß der Klä—

ger an Krampfehfällen leide° Außerdem habe seine Ehefrau vor
Gericht ausgesagt‚ daß er in der letzten Nacht wieder einen

schweren Krampfanfall erlitten habe„ Die Beiziehung eines

Arztes bei jedem Anfall sei nicht erforderlich‚ weil der

Arzt allenfalls später die medikamentöse Einstellung ändern

könnea Es müsse dem Gericht bekannt sein, daß ein solcher

Anfall Nachwirkungen über zwölf bis vierundzwanzig Stunden

habe, die die Teilnahme an einem Gerichtstermin unmöglich

machten° Unabhängig von seinem schriftsätzlichen Vortrag

habe er ein Recht auf Teilnahme an der mündlichen Verhand—

lung. Daß er auf dieses Recht Wert lege‚ habe er vor der

mündlichen Verhandlung deutlich gemacht° Hätte er an der

mündlichen Verhandlung teilnehmen können, so hätte er dem

Gericht sein Prozeßziel besser erläutern könneno Die Beklag—

te sei verpflichtet gewesen, spätestens bei Erlaß der An—

rechnungsbescheide über den Berufsschadensausgleich und —
weil er erwerbsunfähig sei — auch über die Erhöhung der MdB

auf 400 v„H„ zu entscheiden° Das Gericht habe auch als Folge

der Versagung des redhtliöhen Gehörs % 96 SGG verletzt, weil
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es den Bescheid vom 24° September 4966 über den Berufs—

schadensausgleich nicht geprüft habe.) Dieser nach Klage—

erhebung ergangene Bescheid sei nämlich Gegenstand des Ver—

fahrens geworden°

Der Kläger beantragt?

das Urteil des LSG Hamburg vom 28. Januar

4970 aufzuheben und den Rechtsstreit zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—«

zuverweiseno

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt;

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (8„ 424

Abs° 2 „SGG)„

II

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden (93 464‚ 466 SGG)° Sie ist —obwohl sie vom
LSG nicht nach 5 462 Abs‚ 4 Nr° 4 SGG zugelassen worden

ist — nach % 462 Abs" 4 Nr° 2 SGG statthaft‚ weil der Klä—

ger einen wesentlichen Mangel des Verfahrens gerügt hat,
der auch vorliegt„

Der wesentliche Verfahrensmangel liegt darin, daß der Antrag

des Klägers auf Terminsänderung ohne zureichende Gründe ab—

gelehnt und dadurch sein An5pruch auf rechtliches Gehör ver-

letzt worden ist (% 62 SGG)° Der Kläger hat in seinem Ver—

tagungsantrag, den seine Ehefrau knapp drei Stunden vor dem

festgesetzten Termin am 28„ Januar 4970 überbrachte, ange—
geben‚ er habe einen Krampfanfall mit Verletzungsfolgen und

großen Schmerzen erlitten und könne nicht zum Termin er—
scheinen° Zum Beweis dafür‚ daß er bisweilen an Krampfan—
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fällen infolge seiner Kopfverletzung leide5 hat er eine

ärztliche Bescheinigung des Nertenarztes Profo Dr° Müller

vom 6° Dezember 1969 vorgelegt° Die Ehefrau des Klägers hat

vor dem LSG angegeben, der Kläger habe auch in der letzten

Nacht einen Anfall erlitten, aber keinen Arzt zugezogen°

Das LSG hatte daraufhin zu prüfen, ob für die Terminsänderung

ein erheblicher Grund im Sinne des 5 227 Abs„ 4 und 5 der

Zivilprozeßordnung (ZPO) — der im sozialgerichtlichen Ver—

fahren nach % 202 SGG entsprechend anwendbar ist — vorliege°

Das LSG hat diese Frage mit dem Hinweis verneint, das Attest

vom 6„ Dezember 4969 könne nicht als Entschuldigung für das
Fernbleiben des Klägers angesehen werden, zumal die Ehefrau

des Klägers dem Gericht im Termin erklärt habe, daß am

Sitzungstage ärztliche Hilfe noch nicht in Anspruch genommen

worden sei„ Diese Schlußfolgerung war nicht gerechtfertigt°

Die Angaben des Klägers und seiner Ehefrau sowie das ärzt—

liche Attest waren zumindest geeignet, ernstliche_Zweifel

daran zu wecken, ob der Kläger in der Lage war, zum Ver—

handlungstermin zu erscheinen? der Verhandlung zu folgen

und sachgerechte Anträge zu stellen„ Ob allein diese Zweifel

ausgereicht hätten, einen erheblichen Grund für die Verte—

gung anzunehmen, brauchte hier nicht entschieden zu werden°

Denn die vorliegenden Angaben waren derart, daß sich das

LSG jedenfalls hätte gedrängt fühlen müssen nachzuforschen,
wie der körperliche und geistige Zustand des Klägers zur

Zeit tatsächlich war; Zur Erfüllung der Amtsermittlungs-
pflicht, die sich auch auf die Voraussetzungen des 5 227 ZPO

erstreckt, genüge es nicht‚ die Ehefrau des Klägers darauf

hinzuweisen, daß ein ärztliches Attest für die Verhinderung

am 28° Januar 1970.fehle° Welcher Art die erforderlichen Er—

mittlungen hätten sein können, ist eine Frage des Einzel—
falls° Eine Bindung an bestimmte Beweismittel bei Ermitt—

lung der Voraussetzungen des 3 227 ZPO besteht nicht„ Möge

..7_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..'7_

licherweise hätte es genügt? die Ehefrau des Klägers darüber

zu hören„ wie der Krampfanfall in der letzten Nacht verlau—

fen war und welche Folgen der vorletzte Anfall hatten Mög—

licherweise hätte auch von der Hausärztin des Klägers, die
am selben Tage noch eine Bescheinigung über die tatsächliche

Verhandlungsunfähigkeit des Klägers ausstellte und berich—

tete‚ daß der Kläger Ende Dezember 4969 infolge eines Krampf—

anfalls im Hause auf der Treppe gestürzt sei, eine fernmünd—

liche Bestätigung über die Unfähigkeit des Klägers‚ zum Ter—
‘min zu erscheinen und der mündlichen Verhandlung zu folgen,

erlangt werden können°

Der Mangel des Verfahrens wird nicht dadurch ausgeschlossen7

daß der Kläger von seinem Anspruch auf rechtliches Gehör

‘schriftlich ausgiebig Gebrauch gemacht hat? Denn die Betei—

ligten haben unabhängig von dem Umfang ihres schriftlichen

Vortrags das Recht, zur mündlichen Verhandlung zu erschei—
nen und mit ihren Ausführungen gehört zu werden (BSG in SozR

SGG $ 62 Nr° 16)° Das ergibt sich aus der grundsätzlichen

Notwendigkeit (@ 424 SGG) der mündlichen Verhandlung° Die
Schriftsätze dienen regelmäßig nur der Vorbereitung der münd—
lichen Verhandlung und machen diese grundsätzlich auch dann

nicht entbehrlich, wenn der Sachverhalt genügend aufgeklärt

ist„ Das rechtliche Gehör‚ das insbesondere in der mündli—

chen Verhandlung gewährt werden muß, dient nicht nur dem
Interesse an der Aufklärung des Sachverhalts‚ sondern auch

der Würde der Person der Beteiligten (BVerfGE 7, 2787 279;

9, 95% '

Das LSG hat über dies — was der Kläger allerdings nicht
gerügt hat — die am Tage nach der mündlichen Verhandlung
eingegangene ärztliche Bescheinigung nicht unbeachtet las—
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sen dürfen„ Denn das gemäß @ 426 SGG ergangene Urteil

ist nicht im Anschluß an die mündliche Verhandlung ver—

kündet worden° Es ist vielmehr erst aufgrund der Ver—

fügung vom 4„ Februar 4970 zugestellt werden° Zur Zeit

des Eingangs der ärztlichen Bescheinigung vom 280 Januar

4970 am 29° Januar 4970 war das Urteil somit noch nicht

wirksam, so„daß hätte geprüft werden müssen, ob ein

neuer Termin zur mündlichen Verhandlung anzusetzen war°

Die weitere Bügé einer Verletzung des 3 96 SGG greift
nicht durch° Es ist weder dargetan noch sonst ersicht—

lich? daß der Bescheid über die Gewährung von Berufs—

schadensasgleich die angefochtenen Bescheide über die

Anrechnung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit und des

Ruhegeldes auf die Ausgleichsrente "abändert oder er—

setzt"„ Die Gewährung von Berufsszhadensausgleich hätte

zwar zur Folge haben können‚ daß die Verpflichtung des
Klägers‚ überzahlte Ausgleichsrente zurückzuzahlen‚ im \

Wege der Verrechnung verringert worden wäre° Damit ist
aber die Voraussetzung des @ 96 SGG noch nicht erfüllt°

Da die gerügte Verletzung des Anspruchs auf rechtliches

‘ Gehör dazu führte, daß das angefochtene Urteil nicht
aufgrund mündlicher Verhandlung in Anwesenheit des Klä—

gers erging„ beruht es auf diesem Verfahrensmangel° Dem—

nach war das Urteil des LSG aufzuheben und der Recht„— '

streit, da der Senat in der Sache nicht selbst entschei—

den konnte‚ zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Berufungsgericht zurückzuverweisen„ Dabei wird das

LSGauch zu klären haben, weshalb über die z. T„ bis 4965
1
s
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zurückreichenden Widersprüche (vglo VersaAkten Bl° 408) —
soweit bisher nicht geschehen — bis heute noch nicht durch

Widerspruchsbescheid entschieden„ worden ist und ob nicht

vor Abschluß dieses Verfahrens nachgeholt werden sollte°

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit ab—

schließenden Entscheidung des LSG vorbehaltenc
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